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in einer Platinkapsel im Wasserbad und anschließend im Sandbad aufgeschlossen . Nach
dem Abscheiden dicker perchlorider Dämpfe (man geht bis zur Trocknung) löst man
mit 20 ml heißem Wasser und 2 — 3 ml konz . HCl .

Man führt über in einen Maßkolben von 200 ml und füllt mit destilliertem Wasser bis
zum Volumen auf.

Reagentien : 6% ige Tetraphenylborid-Lösung : man löst 1,5 g des Reagenzes in 250 ml
destilliertem Wasser . Man unterbindet die bestehende leichte Trübung durch Zugabe
von 1 g Aluminiumhydroxyd. Man schüttelt 5 Minuten lang und filtriert , wobei man die
20 ml, die man zuerst erhält , nochmals über den Filter laufen läßt.

Waschlösung des Niederschlags : Man bereitet etwas Kalisalz mittels Niederschlag von
ungefähr 0,1 g KCl auf 50 ml HCl 0,1 n , in welche man unter Schütteln die Tetraphenyl­
borid-Lösung zugibt bis zur Beendigung des Niederschlags . In einem Exsikkator trocknet
man bei Zimmertemperatur . Sodann gibt man 20 — 30 mg dieses Salzes in 250 ml destil­
liertes Wasser und schüttelt von Zeit zu Zeit . Nach 30 Minuten fügt man 0,5 — 1 g Alumi­
niumhydroxyd hinzu . Man schüttelt einige Minuten lang und filtriert .

Durchführung : Aus der Aufschluß-Salzsäurelösung wird ein Volumen entnommen, das
ungefähr 10 mg KaO entspricht . Man löst auf ungefähr 100 ml auf und gießt langsam die
Reagenzlösung, d.h . 10 ml auf 5 mg vorausgeschätzte K20, unter mäßigem Schütteln
hinzu . Man läßt höchstens 15 Minuten lang ruhen und filtriert dann über einen tarierten ,
gesinterten Filtriertiegel Nr . 3 oder 4 ab . Sodann wird mit der Waschlösung gewaschen .
Während 30 Minuten wird bei 120° C getrocknet . Umrechnungsfaktor für K20 = 0,13143 .

1.4 . Analysenspielraum
± 05 1 m absoluten Werten für jede Bestimmung.

Ergibt eine Analyse innerhalb des Analysenspielraums einen Wert unter den festgelegten
Grenzwerten (30, 24 oder 10 % ), so ist das Mittel aus mindestens drei Analysen zu nehmen .
Ist die Analyse höher oder gleich bzw. erreicht sie 29,95 , 23,95 oder 9,95 , so ist das Glas
anzunehmen in den entsprechenden Gruppen von 30 , 24 bzw. 10 % .

2 . PHYSIKALISCHE BESTIMMUNGEN

2.1 . Dichte

Methode auf der hydrostatischen Waage mit einer Genauigkeit von ± 0,01 . Eine Probe
von mindestens 20 g wird in Luft und unter destilliertem Wasser von 20° C gewogen.

2.2 . Brechungszahl

Der Brechungsindex wird am Refractometer mit einer Genauigkeit von ± 0,001 ermittelt .

2.3 . Mikrohärte

Die Vickers'sche Härte ist gemäß der Norm ASTM E 92-65 (Änderung 1965 ) zu messen ,
aber unter Annahme einer Last von 50 g und der Ermittlung des Durchschnitts aus 15
Bestimmungen .

ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 16. Dezember 1969

über die schrittweise Vereinheitlichung der Abkommen über die Handelsbeziehungen
zwischen den Mitgliedstaaten und dritten Ländern und über die Aushandlung der ge­

meinschaftlichen Abkommen

(69/494/EWG)

DERRATDEREUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN—

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
die Artikel 111 und 113 ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (*),
in Erwägung nachstehender Gründe :.
Nach der Entscheidung des Rates vom 9 . Oktober
1961 zur Vereinheitlichung der Laufzeit von Handels­

auf Vorschlag der Kommission, i 1 ) ABl . Nr. C 160 vom 18 . 12 . 1969 , S. 17 .
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Vor Abschluß jedes Abkommens muß überprüft wer­
den, ob die Verhandlungsergebnisse mit den gemein­
samen Schlußfolgerungen übereinstimmen.

Um die Durchführung der vorgesehenen Bestimmun­
gen zu erleichtern , ist es angebracht, Konsultationen
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission
vorzusehen .

Es ist angebracht, den in Artikel 113 des Vertrages
vorgesehenen Besonderen Ausschuß einzusetzen —

abkommen mit dritten Ländern ( x ) darf die Laufzeit
dieser Abkommen das Ende der Übergangszeit nicht
überschreiten .

Gemäß Artikel 113 Absatz 3 des Vertrages legt die
Kommission dem Rat Empfehlungen vor, wenn nach
Ablauf der Ubergangszeit Abkommen über die Han­
delsbeziehungen mit dritten Ländern auszuhandeln
sind ; dieser ermächtigt die Kommission zur Einleitung
der erforderlichen Verhandlungen .

Es muß ein Verfahren festgelegt werden, um den
schrittweisen Charaker der Ersetzung der nationalen
Abkommen durch Gemeinschaftsabkommen zu er­
möglichen .

Wenn einerseits alle Verhandlungen im Hinblick auf
den Abschluß von neuen Verträgen, Abkommen oder
Übereinkünften oder die Änderung bestehender
Rechtsakte dieser Art nach Ablauf der Übergangszeit
nach einem gemeinschaftlichen Verfahren geführt wer­
den müssen, ist es andererseits nicht ausgeschlossen, daß
die bestehenden Verträge, Abkommen oder Überein­
künfte vorläufig sogar über das Ende der Übergangs­
zeit hinaus ausdrücklich oder stillschweigend ver­
längert werden können, sofern die Verlängerung der
Geltungsdauer dieser Rechtsakte kein Hindernis für
die Durchführung der gemeinsamen Handelspolitik
darstellt .

Um nachzuprüfen, ob diese Voraussetzungen gegeben
sind , ist es angebracht, auf Gemeinschaftsebene eine
vorherige Konsultation zwischen den Mitgliedstaaten
und der Kommission vorzunehmen .

Wenn gemeinschaftliche Verhandlungen nicht statt­
finden können, ist es angebracht, eine Koordinierung
der Handelsbeziehungen der Mitgliedstaaten mit drit­
ten Ländern auf Gemeinschaftsebene vorzusehen .

Wenn jedoch in einigen Sonderfällen die Gemein­
schaft noch keine Verhandlungen führen kann und
eine Unterbrechung in den vertraglichen Beziehungen
die Entwicklung der Handelsbeziehungen mit dem be­
treffenden dritten Land zum Nachteil der Gemein­
schaft und der Mitgliedstaaten beeinträchtigen könn­
te, ist es angebracht, vorübergehend während eines
befristeten Zeitraums vorzusehen , daß die Mitglied­
staaten Verhandlungen führen können .

Damit derartige Verhandlungen nicht die Durchfüh­
rung der gemeinsamen Handelspolitik behindern ,
müssen sie von den Mitgliedstaaten auf der Grund­
lage von Schlußfolgerungen geführt werden, die zuvor
nach einem Gemeinschaftsverfahren festgelegt werden
und die grundlegenden Bestimmungen des auszuhan­
delnden Abkommens erfassen.

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

TITEL I

Ausdrückliche oder stillschweigende Verlängerung
der bestehenden Abkommen

Artikel 1

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission
über die bilateralen Verträge, Abkommen und Uber­
einkünfte über die Handelsbeziehungen mit dritten
Ländern im Sinne von Artikel 113 , deren ausdrück­
liche oder stillschweigende Verlängerung in Betracht
zu ziehen ist ; die Kommission unterrichtet darüber
die anderen Mitgliedstaaten .

Die Mitteilung muß der Kommission spätestens
3 Monate vor der Verlängerung oder dem Ablauf
der Kündigungsfrist für den betreffenden Rechtsakt
zukommen.

Artikel 2

Nach Eingang dieser Mitteilung findet eine vorherige
Konsultation entweder auf Antrag eines Mitglied­
staats oder auf Veranlassung der Kommission statt .
Die Konsultation wird binnen drei Wochen nach Ein­
gang der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Mitteilung
oder des Antrags eines Mitgliedstaats bei der Kom­
mission eingeleitet .

Bei dieser Konsultation soll insbesondere festgestellt
werden , ob die ausdrücklich oder stillschweigend zu
verlängernden bilateralen Rechtsakte Bestimmungen
über die gemeinsame Handelspolitik im Sinne von
Artikel 113 enthalten und ob diese Bestimmungen
gegebenenfalls die gemeinsame Handelspolitik behin­
dern können . Die Konsultation muß sich auf die
gegenüber dem betreffenden dritten Land geltenden
Rechtsakte der anderen Mitgliedstaaten erstrecken .

Artikel 3

Soweit nach Abschluß dieser Konsultation festgestellt
wird, daß die Bestimmungen der ausdrücklich oder
stillschweigend zu verlängernden Rechtsakte — ob­( x ) ABl . Nr. 71 vom 4. 11 . 1961 , S. 1274/61 ,
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Artikel 113 des Vertrages aus . Zu diesem Zweck
prüft sie

1 , ob die auszuhandelnden Bestimmungen die Han­
delspolitik im Sinne von Artikel 113 des Ver­
trages betreffen ;

2 , ob die Voraussetzungen für die Eröffnung ge­
meinschaftlicher Verhandlungen gegeben sind und
ob diese Verhandlungen zweckmäßig sind ;

3 , gegebenenfalls, ob es angebracht ist, durch auto­
nomes gemeinschaftliches Vorgehen die Handels­
beziehungen der Mitgliedstaaten mit den dritten
Ländern zu koordinieren, soweit die Vorausset­
zungen für die Eröffnung gemeinschaftlicher Ver­
handlungen noch nicht gegeben sind oder soweit
solche Verhandlungen nicht zweckmäßig erschei­
nen .

Artikel 7

Wenn festgestellt wird, daß die auszuhandelnden
Bestimmungen die Handelspolitik der Gemeinschaft
betreffen, unterbreitet die Kommission unverzüglich
dem Rat einen ausführlichen Bericht, der Empfeh­
lungen, welche die Kommission zur Aufnahme der
notwendigen Verhandlungen ermächtigen sollen, oder
Vorschläge für ein autonomes gemeinschaftliches Vor­
gehen enthält.

Artikel 8

Die Kommission führt die Verhandlungen im Beneh­
men mit dem zu ihrer Unterstützung vom Rat nach
Artikel 113 des Vertrages bestellten Besonderen Aus­
schuß nach Maßgabe der Richtlinien, die ihr der Rat
erteilen kann .

Dieser Ausschuß besteht aus Vertretern der Mit­
gliedstaaten . Der Vertreter des Mitgliedstaats , der
den Vorsitz im Rat innehat, führt den Vorsitz .

Er kann von der Kommission zu einem in Aussicht
zu nehmenden Verhandlungsprogramm gehört wer­
den . Die Kommission nimmt an allen Arbeiten des
Ausschusses teil und kann jederzeit seine Einberufung
beantragen .

gleich sie die gemeinsame Handelspolitik im Sinne
von Artikel 113 betreffen — während des in Aus­
sicht genommenen Verlängerungszeitraums kein Hin­
dernis für die gemeinsame Handelspolitik darstellen,
kann- die Kommission dem Rat vorschlagen, in Ab­
weichung von Artikel 1 der Entscheidung des Rates
vom 9. Oktober 1961 über die Vereinheitlichung der
Laufzeit der Handelsabkommen mit dritten Län­
dern ( 1 ) den oder die betroffenen Mitgliedstaaten zu
ermächtigen, die betreffenden Vorschriften der im
Verlauf der Konsultation behandelten Rechtsakte für
einen noch zu bestimmenden Zeitraum ausdrücklich
oder stillschweigend zu verlängern. Dieser Zeitraum
darf ein Jahr nicht überschreiten .

Falls jedoch die betreffenden Rechtsakte eine ge­
meinschaftliche Vorbehalts - oder eine jährliche Kün­
digungsklausel enthalten , kann die ausdrückliche
oder stillschweigende Verlängerung für einen länge­
ren Zeitraum zugelassen werden.

Artikel 4

Soweit nach Abschluß der Konsultation festgestellt
wird, daß einige Bestimmungen in den ausdrücklich
oder stillschweigend zu verlängernden Rechtsakten
während des in Aussicht genommenen Verlängerungs­
zeitraums ein Hindernis für die Durchführung der ge­
meinsamen Handelspolitik darstellen können, und
zwar insbesondere wegen der Unterschiede in der
Politik der Mitgliedstaaten, unterbreitet die Kom­
mission dem Rat einen ausführlichen Bericht . Dieser
Bericht enthält die erforderlichen Vorschläge und
gegebenenfalls Empfehlungen, welche die Kommis­
sion ermächtigen sollen, mit den betreffenden dritten
Ländern gemeinschaftliche Verhandlungen aufzuneh­
men. Für die Aushandlung der Abkommen findet
Titel II Anwendung.

TITEL II

Aushandlung der Abkommen mit den
dritten Ländern

Artikel 5

Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, daß ein bilate­
raler Vertrag, ein bilaterales Abkommen oder eine
bilaterale Ubereinkunft über die Handelsbeziehungen
mit einem dritten Land im Sinne von Artikel 113
ausgehandelt werden muß, befaßt er die Kommission,
welche die anderen Mitgliedstaaten darüber unter­
richtet . Die Kommission kann ebenfalls derartige
Verhandlungen vorschlagen . Die Mitgliedstaaten und
die Kommission tragen den Anträgen oder Initiativen
dritter Länder Rechnung.

Artikel 6

Nach Erhalt dieser Mitteilungen arbeitet die Kom­
mission ihre Vorschläge oder Empfehlungen gemäß

TITEL III

Ubergangsbestimmungen für Sonderfälle
und Schlußbestimmungen

Artikel 9

In Abweichung von Titel II kann der Rat bis zum
31 . Dezember 1972 auf Vorschlag der Kommission
nach vorheriger obligatorischer Konsultation aus­
nahmsweise bilaterale Verhandlungen zwischen den
Mitgliedstaaten und bestimmten dritten Ländern ge­
nehmigen, sofern gemeinschaftliche VerhandlungenH ABl . Nr. 71 vom 4. 11 . 1961 , S. 1274/61 .
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ten Ländern auf der Grundlage der Schlußfolgerungen
zu eröffnen, die sich im Rahmen des in Artikel 10
erwähnten Verfahrens ergeben haben .

Artikel 13

Nach Abschluß der Verhandlungen teilt der betref­
fende Mitgliedstaat der Kommission die Ergebnisse
mit und unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten .

Wenn kein Mitgliedstaat binnen einer Frist von 5
Werktagen nach der Mitteilung an die Kommission
gegen das geplante Abkommen bei der Kommission
Einwände erhoben und den betreffenden Mitglied­
staat von diesen Einwänden unterrichtet hat, so un­
terrichtet die Kommission unverzüglich den Rat und
die übrigen Mitgliedstaaten, sofern sie für ihren Teil
keine Einwände hat.

Nach Eingang dieser Mitteilung kann das betreffende
Abkommen geschlossen werden .

In den übrigen Fällen kann das Abkommen erst ge­
schlossen werden, wenn der Rat auf Vorschlag der
Kommission mit qualifizierter Mehrheit die Genehmi­
gung erteilt hat .

Artikel 14

Diese Entscheidung gilt ab 1 . Januar 1970 .

Artikel 15

Die Bestimmungen der Entscheidung des Rates vom
9 . Oktober 1961 betreffend ein Konsultationsverfah­
ren bei der Aushandlung von Abkommen über die
Handelsbeziehungen zwischen den Mitgliedstaaten
und dritten Ländern werden durch die Bestimmungen
dieser Entscheidung geändert, soweit sie ihnen zu­
widerlaufen .

Artikel 16

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerich­
tet.

Geschehen zu Brüssel am 16 . Dezember 1969 .

nach Artikel 113 des Vertrages noch nicht möglich
sind.

Dieser Artikel findet Anwendung, falls ein Mitglied­
staat aus besonderen Gründen glaubt, Verhandlungen
mit einem dritten Land aufnehmen zu müssen, damit
in seinen bisherigen vertraglichen Handelsbeziehun­
gen keine Unterbrechung entsteht, bevor die in Titel
II erwähnte Gemeinschaftsregelung vollständig ein­
geführt ist.

Artikel 10

Die Konsultation nach Artikel 11

i ) schließt eine Koordinierung ein, die das reibungs­
lose Funktionieren und die Stärkung des Gemein­
samen Marktes sicherstellen , den rechtmäßigen
Interessen der Mitgliedstaaten bezüglich sowohl
der Einfuhr als auch der Entwicklung der Aus­
fuhr Rechnung tragen und zur Aufstellung ein­
heitlicher Grundsätze für eine gemeinsame Han­
delspolitik gegenüber den betreffenden Drittlän­
dern beitragen muß;

ii ) erstreckt sich insbesondere auf alle grundlegenden
den Handel betreffenden Bestimmungen der in
Aussicht genommenen Abkommen ;

iii ) muß während der Verhandlungen wiederaufge­
nommen werden, falls sich dies in deren Verlauf
als notwendig erweist, insbesondere wenn der be­
treffende Mitgliedstaat von den bei der Konsul­
tation aufgestellten Leitlinien abzuweichen beab­
sichtigt ;

iv ) muß - sowohl in bezug auf die Ziffern i ) und ii )
als auch in bezug auf Ziffer iii ) zu den Ergeb­
nissen führen, welche dem Mitgliedstaat bei den
Verhandlungen als Leitlinien dienen .

Artikel 11

Die Konsultationen nach Artikel 2 und 10 finden im
Rahmen des Ausschusses statt, der in der Entschei­
dung des Rates vom 9 . Oktober 1961 über ein Kon­
sultationsverfahren bei der Aushandlung von Abkom­
men über die Handelsbeziehungen zwischen den Mit­
gliedstaaten und dritten Ländern und bei Änderung
des Liberalisierungsstands gegenüber dritten Län­
dern (*) vorgesehen ist .

Artikel 12

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit
qualifizierter Mehrheit die Mitgliedstaaten ermäch­
tigen, die Verhandlungen mit den betreffenden drit-

Im Namen des Rates

Der Präsident
H. J. DE KOSTER

i 1 ) ABl . Nr. 71 vom 4. 11 . 1961 , S. 1273/61 .


